
1.Boiblatt Boiblatt zur Parlamentskorrospondenz. 11.Juni 1951. 

A n fra g e b e a n t w 0 r tun g. 

In Beantwortung einer Anfrage der Abg.Dr.S t übe r und 

Gonossen, betreiBfend die von den Alliierten beschlagnahmten Räuser 

und Wohnungen, teilt ~undesminister für die Auswärtigen Angelegenheiton 

Dr. G r u b e r mit: 

"Das Bundeskanzleramt, Auswärtige Angelegenheiten, hatkiaine Gelegen

heit vorübergehen lassen, um schriftlich und mündlich bei den zuständigen 

Stellen der Besatzungsmä.chte die Herabsetzung der :Beschlagnahmungen von 

Häus~rnund Wohnungen auf das unumgänglich not!vondige Mindestmase zu 

betreiben. Diese Anstrengungen dürften mit dazu geführt haben, dass im Laufe 

der Zeit ein grosser Teil der seinerzeit erfolgten Bescblagnahmungon rück

gängig gemacht wurde. und laufond woitere Freigabon erfolgen und da.ss ein 

Teil der Besatzungsmächte damit ~ogonnen hat, Ubikationen für die Unter

bringung seiner Leute zu bauen, dio spätor in das Eigentum des Bundos übor

gehen SOllen, was mir dio beste LöSung dieses Problems zu sein s~heint. 

Wie bisher werde ich jedoch auch in Zukunft nichts unversucht lassen, um 

unter Hinweis auf die in ÖSterreich herrschenden Wohnverhältnisseund die 

durch die Beschlagnahmungen den Betroffenen erwachsenden Härten auf eine 

Freigabe aller nicht dringend benötigten Häuser und Wohnungen zu drängon. 1I 
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